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Rundbrief 07/2019                                  05.08.2019
Termine der LAG-SH 
23. August 2019 

Jahrestreffen der Patientenvertreter*innen in Brandenburg

29. August 2019 

Sitzung AK Selbsthilfeförderung in Potsdam

04. September 2019

„Betreutes Wohnen in Familien – eine inklusive, personifizierte Form der Hilfe für Menschen mit Beeinträchtigungen“ in Lübben

04. – 05. September 2019

Vorbereitung “Ständiger Ausschuss der Landesarbeitsgemeinschaften“ in Berlin 

06. September 2019

Seminar: “Sozialrecht (SGBI – XII)“ InterCityHotel in Berlin 
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Aktivitäten in der Patientenbeteiligung
(Bericht: Thomas Seehagen)
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Ein wichtiger Bestandteil der Arbeit ist die Vernetzung der Patientenvertreter*innen untereinander. Die Koordinierungsstellen in Köln (Nordrhein-Westfalen) und München (Bayern) haben darin jahrelange Erfahrungen. Um diese Ressourcen zu nutzen und eine aktive Zusammenarbeit aufzubauen reiste Thomas Seehagen, Koordinator der Patientenbeteiligung in Brandenburg, nach Köln. Bei intensiven Gesprächen am 26. und 27. Juni 2019 wurden viele Themen bewegt und manche Idee geboren. Sehr aufschlussreich war auch die Teilnahme an einem Info-Treffen für Neueinsteiger*innen.

Patientenvertreter*innen sind in einer Vielzahl von Gremien aktiv beteiligt und setzen ehrenamtlich viel Zeit daran, ihre Mitwirkung in den Landes-, Zulassungs- und Berufungsausschüssen, dem gemeinsamen Landesgremium und den vielen Unterausschüssen und Fachgruppen vorzubereiten. Aber nur durch ihren unermüdlichen Einsatz gelingt es, in die Verhandlungen mit Vertretern der Kassen(zahn)ärztlichen Vereinigung, der Krankenhausgesellschaft und der Krankenkassen Sichtweisen, Kompetenz, Interessen und Bedürfnisse der Patient*innen einzubringen. Auf diesem Weg arbeiten wir an einer patientenorientierten Weiterentwicklung des Gesundheitswesens. Der nächste Termin war dann schon am 2. Juli 2019 in München. Auch hier konnten bei Gesprächen interessante und wichtige Themen besprochen und eine für alle Beteiligten interessante Zusammenarbeit begonnen werden. Nachmittags trafen sich die Mitglieder des Koordinierungsausschusses und ließen Herrn Seehagen an Ihrer Arbeit teilhaben. Faszinierend war die durch jahrelange Zusammenarbeit gewachsene gegenseitige Wertschätzung. Die Koordinierungsausschüsse führen u.a. Benennungsverfahren der Patientenvertreter*innen durch, suchen Interessierte, motivieren Aktive und organisieren Schulungen. Momentan wird das Info- und Jahrestreffen der Patientenvertreter*innen am 23. August 2019 in Potsdam vorbereitet. Haben Sie Interesse an der ehrenamtlichen Arbeit als Patientenvertreter*in?

[image: image7.jpg]


Dann melden Sie sich bitte bei der Koordinierungsstelle unter Tel. 03332 521735 oder patientenbeteiligung@lag-selbsthilfe-bb.de
Leitbildentwicklung für Teilhabeberatungsstellen
(www.teilhabeberatung.de)
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Über eine Schulungsveranstaltung zur Leitbildentwicklung am 28.06.2019 in Berlin, an der unser EUTB Berater Andreas Schwarze teilnahm, informiert die Fachstelle Ergänzende unabhängige Teilhabeberatung auf ihrer Internetseite. Ziel der eintägigen Schulung war es, ein gemeinsames Leitbild der Ergänzenden unabhängigen Teilhabeberatung zu erarbeiten. Seit nunmehr eineinhalb Jahren unterstützt die Fachstelle Teilhabeberatung im Namen des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales die bundesweit rund 500 EUTB-Angebote fachlich und organisatorisch. Sie trägt zu einer guten Beratungsqualität und zur Förderung der Zusammenarbeit der Beratungsangebote bei. Das zentrale Förderziel, die Stärkung von Selbstbestimmung und Teilhabe von Menschen mit (drohenden) Behinderungen, wird in einem partizipativen Prozess in ein für alle EUTB-Angebote verbindliches Leitbild übersetzt. Eingeladen zu der Schulung waren alle geförderten EUTB-Angebote. Die Veranstaltung wurde durch Herrn Dr. Rolf Schmachtenberg, Staatssekretär im BMAS eröffnet. Nach der Arbeitsphase in den einzelnen Räumen des World-Cafés schloss Frau Vanessa Ahuja die Veranstaltung. Es war ein rundum gelungener Tag mit spannenden Eindrücken und interessantem Austausch. Die Ergebnisse des Tages werden im Nachgang durch eine Arbeitsgruppe aufbereitet. 
3. Vorstandssitzung am 28.06.2019 in Potsdam
Schwerpunkte

· Genehmigung des Protokolls der letzten Vorstandssitzung 
· Finanzabrechnung 31.05.2019
· Abstimmung Arbeitsplan des Vorstandes 

Brandenburger Präventionskonferenz: “Gemeinsam gestalten – Gesundheit fördern“
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Am 19.06.2019 hat die 1. Brandenburger Präventionskonferenz unter dem Motto „Gemeinsam gestalten – Gesundheit fördern“ in Potsdam stattgefunden. Es war eine Veranstaltung der Vertragspartner der Landesrahmenvereinbarung (LRV) Brandenburg. Die LRV bietet den Rahmen für die weitere Gestaltung von nachhaltigen Ansätzen der Prävention und Gesundheitsförderung entlang des Lebenslaufs (Präventionskette) im Land Brandenburg. Brandenburg verfügt bereits seit vielen Jahren über aktive Bündnisse. Dazu gehören u.a. „Gesund aufwachsen“ und „Gesund älter werden“, der Arbeitskreis „Arbeit und Gesundheit“ und die Landessuchtkonferenz. Vertreterinnen und Vertreter der gesetzlichen Krankenkassen und der Renten- und Unfallversicherung haben mit dem Gesundheitsministerium im März 2017 eine Landesrahmenvereinbarung (LRV) zum bundesweiten Präventionsgesetz unterzeichnet. Die Vertragspartner der LRV Brandenburg setzen gemeinsam weitere Projekte in den Kommunen um, begleitet durch die Koordinierungsstelle Gesundheitliche Chancengleichheit Brandenburg. Der Einladung folgten rund 200 Akteure*innen aus unterschiedlichen Arbeitsbereichen, unter ihnen auch Torsten Römer, 2. Vorsitzender der LAG-SH. Die Präventionskonferenz diente dazu, Erfahrungen auszutauschen und über Handlungsbedarfe und geeignete Maßnahmen zu beraten. In vier Dialogforen, die jeweils auf eine spezifische Lebenswelt ausgerichtet waren, fand ein fachlicher Austausch zur weiteren Umsetzung der Landesrahmenvereinbarung statt.
· Dialogforum 1: Rund um die Geburt, Kitazeit

· Dialogforum 2: Schulzeit

· Dialogforum 3: Arbeitswelt

· Dialogforum 4: Gesund älter werden

Alle Foren wurden moderiert und zusätzlich von Fachexpertinnen und –experten begleitet. 

Brandenburgs Hörbeeinträchtigte auf hoher See
(DSB LV Brandenburg e.V., Pressemitteilung vom 30.06.2019)
Der Deutsche Schwerhörigenbund DSB LV Brandenburg e.V. veranstaltete am 29. Juni 2019 sein diesjähriges Selbsthilfewochenende auf den Gewässern rund um Potsdam. Zahlreiche Delegierte der Ortsverbände und Selbsthilfegruppen des DSB – LV Brandenburg nahmen mit interessierten Angehörigen teil. In seiner Ansprache hob der DSB Landesvorsitzende Hans-Joachim Dietrich die gute Akzeptanz für dieses Selbsthilfewochenende hervor. Er begrüßte es, dass sich eine Anzahl von Interessenten in Gesprächen mit delegierten Mitgliedern der DSB Ortsverbände und Selbsthilfegruppen z.B. über die gebotenen Vereinsvorteile sowie Weiterungen von unbehandelten Hörschädigungen informieren konnten. Wird die Schwerhörigkeit nicht behandelt, können die Folgen meist besonders schwerwiegend sein. Die psychischen Probleme strecken sich von Schamgefühl bis hin zu Depressionen und einem geminderten Selbstwertgefühl. Die körperlichen Folgen einer unbehandelten Schwerhörigkeit können Kopfschmerzen, Muskelschmerzen, Stress und erhöhten Blutdruck umfassen. Darüber hinaus können bei einer unbehandelten Schwerhörigkeit auch soziale Probleme, wie Isolation und Kommunikationsschwierigkeiten auftreten. Der DSB Brandenburg lädt Interessengruppen von Hörbeeinträchtigten ein, mit ihm in Verbindung zu treten. Ein Beauftragter des brandenburgischen Verbandes wird zudem noch den persönlichen Kontakt aufnehmen. Der [image: image10.jpg]


Leiter, der vom DSB – LV Brandenburg e.V. getragenen Ergänzenden unabhängigen Teilhabeberatung (EUTB) für Hörbehinderte – Beratungsstelle Frankfurt/Oder, Frank Holländer, selbst hörbeeinträchtigt, hob hervor, dass zahlreiche Anfragen an ihn gestellt und Termine zur persönlichen Beratung in der Beratungsstelle vereinbart wurden. Die Beratungsstelle bietet z.B. Informationen zur Stärkung der Vorgehensweise bei Hörbeeinträchtigungen, bei psychischen Beeinträchtigungen sowie bei (drohender) Behinderung. 
Diskussion und Theater zu einem Thema
(maz-online)
Jürgen Dusel, Beauftragter der Bundesregierung für die Belange von Menschen mit Behinderungen, lädt unter der Marke „Kultur im Kleisthaus“ regelmäßig zu barrierefreien Veranstaltungen ein und geht im Sommer damit ebenfalls raus aufs Land, in diesem Jahr dreimal gemeinsam mit der Traumschüff-Crew. Das Theaterschüff wurde am 29. Juli 2017 auf den Namen “Genossin Rosi“ getauft und ist jedes Jahr zwischen Mai und September auf Theatertour durch's Havelland, Brandenburg, Potsdam-Mittelmark und Berlin. Am 06.07.2019 fand am Havelufer im Havelschloss Zehdenick die Uraufführung der Neuproduktion “Hinter den Fenstern“ statt. In dem Stück spielen neben den Schauspielenden auch Puppen. Es beschäftigt sich inhaltlich mit dem Altern auf dem Land. Die ärztliche Versorgung ist sowohl Thema des neuen Traumschüff-Stückes als auch Anlass für eine Podiumsdiskussion mit dem Theaterpublikum, die eigentlich im Anschluss an das Stück stattfinden sollte. Wegen des Regens wurden die beiden Programmpunkte kurzerhand vertauscht. Motto des Abends: „Dorf sucht Arzt. Oder: Was, wenn die letzte Praxis schließt?“. Vanessa Marlog befragte dazu Gabriele Haubner, ehrenamtliche Behindertenbeauftragte in Zehdenick, Astrid Wegner, 1. Vorsitzende der LAG-SH, Hildburg Pakusch vom Märkischen Sozialverein und Professor Marcus Deckert, Klinikdirektor der Medizinischen Hochschule Brandenburg. Die künftige ärztliche Versorgung der Landbevölkerung bereitet nicht nur älteren und gesundheitlich eingeschränkten Menschen Sorgen, sondern auch deren Angehörigen. Fachärzte werden immer seltener, Fahrtwege und Termin-Wartezeiten länger. Obwohl es motivierte junge Ärzte gebe, wie die Experten bestätigen, hinken die Arbeitsbedingungen hinter den Lebensansprüchen hinterher. Neue Modelle würden gebraucht. Die Gemeindeschwester, Apps und virtuelle Arztbesuche seien Ergänzungen, aber kein Ersatz für den wirklichen Kontakt und auch nicht für jeden geeignet. Die in der Diskussion angesprochenen Themen fanden sich dann auch in dem Theaterstück wieder, sicherlich nachdenklich stimmend, allerdings auf heitere Art und Weise. Das Premieren-Publikum spendete reichlich Applaus. Die nächste Theateraufführung und Podiumsdiskussion wird am 21. September in Havelberg [image: image11.jpg]
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stattfinden. 
Louis Braille Festival 2019 in Leipzig 
(DBSV, Pressemitteilung vom 07.07.2019)
Vom 5. bis zum 7. Juli fand in Leipzig das Louis Braille Festival statt – mit mehr als 3.000 Teilnehmern das größte Zusammentreffen blinder und sehbehinderter Menschen in Europa. Ausrichter waren der Deutsche Blinden- und Sehbehindertenverband (DBSV) und die Deutsche Zentralbücherei für Blinde (DZB). Der Staatsbetrieb des Freistaates Sachsen begeht in diesem Jahr sein 125-jähriges Bestehen. Gefeiert wurde in der Kongresshalle am Zoo Leipzig, auf dem Wilhelm-Leuschner-Platz, in der Universitätskirche und im Zoo Leipzig. Unter der Schirmherrschaft von Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier kamen mehr als 3.000 Gäste und Akteure in die Messe-, Musik- und Buchstadt, ungefähr die Hälfte davon blind oder sehbehindert. Auch rund 60 Führhunde waren dabei und wurden zur Belohnung für ihre Dienste in einer „Führhund-Lounge“ verwöhnt. Am Samstag feierten und tanzten mehr als 2.000 Festival-Gäste und Leipziger auf dem Wilhelm-Leuschner-Platz. Eine Show mit Comedy, Gesprächsrunden und Livemusik rückte die Themen Inklusion und Teilhabe in den Fokus und fand ihren gelungenen Abschluss in einem umjubelten Konzert der Berliner Band DOTA. 150 Künstlerinnen, Künstler und Akteure, 150 Helferinnen und Helfer gemeinsam mit 100 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Veranstalter DBSV und DZB sorgten für die rund 120 Veranstaltungen des eigentlichen Festivals, hinzu kam ein umfangreiches Begleitprogramm an vielen Orten der Stadt Leipzig mit 40 weiteren Angeboten. Hintergrund: Das Louis Braille Festival fand nach Stationen in Hannover (2009), Berlin (2012) und Marburg (2016) bereits zum vierten Mal statt. Es ist benannt nach Louis Braille, der die tastbare Punktschrift erfand und so blinden Menschen den Zugang zu Bildung ermöglichte. In seinem Geist zeigt das Festival, welche Bandbreite von Aktivitäten für sehbehinderte und blinde Menschen möglich ist.
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Das Gehirn Hörbeeinträchtigter benötigt das Hörgerät
(SHG Hörgeschädigte LK Oberhavel, Pressemitteilung vom 17.07.2019)
Menschen, die wegen altersbedingter Schwerhörigkeit ein Hörgerät tragen, schnitten über einen längeren Zeitraum bei Gedächtnis- und Aufmerksamkeitstests besser ab als diejenigen, die das Hörgerät nur in die Schublade legen. Norbert B. Gillmeister, Gruppensprecher der SHG Hörgeschädigte in Oberhavel und Vorstandsmitglied im DSB Landesverband Brandenburg, weist in diesem Zusammenhang auf die neuen Studienergebnisse hin, die auf einer internationalen Konferenz der Alzheimer Gesellschaft in Los Angeles vorgestellt wurden. Nach zwei Jahren schnitten schwerhörige Personen über 50 Jahre, die Hörgeräte trugen, in Tests zur Beurteilung des Arbeitsgedächtnisses und der Aufmerksamkeit besser ab als diejenigen, die dieses nicht taten. So zeigten die Hörgeräteträger schnellere Reaktionszeiten, wenn es etwa darum geht, ein Objekt genau zu betrachten oder aufmerksam mit jemandem zu sprechen. Gillmeister wies hierbei auf die Ergebnisse von Studienleiterin Dr. Anne Corbett (Universität Exeter) hin, indem diese sagte, Zitat: “Unsere Untersuchung ist eine der größten, die die Auswirkungen von Hörgeräten auf die Gehirnfunktion beleuchtet. Die Ergebnisse lassen darauf schließen, dass das Tragen eines Hörgeräts das Gehirn tatsächlich schützen könnte.“ Fachleute so Gillmeister, weisen darauf hin, dass das Demenzrisiko um ein Drittel gesenkt werden könnte, wenn jeder in der Lebensmitte entsprechende Maßnahmen ergreifen würde. Hörgeräte verbessern nicht nur das Gehör, sondern helfen auch dabei, das Gehirn fit zu halten. Bereits zuvor hatten Analysen gezeigt, dass ein Hörverlust mit abnehmender Gehirnfunktion, schlechterem Gedächtnis und einem erhöhten Risiko für Demenz zusammenhängt. 

Wie schnell erreiche ich mit dem PKW den nächsten Arzt?
(MASGF, Presseinformation vom 23.06.2019)
99,2 Prozent aller Brandenburgerinnen und Brandenburger können mit dem PKW von ihrem Wohnort innerhalb von 15 Minuten den nächstgelegenen Hausarzt erreichen, 98,8 Prozent einen Zahnarzt. Für knapp 87 Prozent aller Kinder und Jugendlichen im Alter bis 16 Jahren sind Angebote von Kinderärzten oder der Kinderheilkunde in Krankenhäusern innerhalb von 15 Minuten erreichbar. Diese und weitere Ergebnisse ergab eine Untersuchung des sogenannten „Gemeinsamen Landesgremiums (gLG) für sektorenübergreifende Fragen der ambulanten und stationären Versorgung nach § 90a SGB V“. Auf dieser Grundlage hat das Gremium 17 Übersichtskarten erstellt, die das Gesundheitsministerium jetzt im Internet veröffentlicht hat. Für das Karten-Projekt wurden zunächst die Standorte von Krankenhäusern, Medizinischen Versorgungszentren (MVZ), Tageskliniken sowie niedergelassenen Ärzten und Zahnärzten erfasst, in digitale Karten eingetragen und in Form einer Geodatenanalyse festgehalten. Anschließend wurden raumbezogene Entfernungsanalysen durchgeführt und zahlreiche weitere Parameter eingefügt. Hierzu wurden u.a. statistische Bevölkerungsdaten, Daten der Projektpartner des gLG, Straßendaten inklusive Verkehrsinformationen, wie Abbiegevorschriften und Geschwindigkeitsbegrenzungen, Sackgassen oder Einbahnstraßen, berücksichtigt. Gesundheitsministerin Susanna Karawanskij betont, dass eine gute Gesundheitsversorgung für die Bürgerinnen und Bürger in allen Teilen des Landes enorm wichtig sei. Die Karten, die in dieser Form erstmalig in Brandenburg erstellt wurden, zeigen, dass ambulante und stationäre Angebote sowohl in berlinnahen als auch berlinfernen Regionen mit dem PKW grundsätzlich gut zu erreichen sind. Keine Region ist in diesem wichtigen Lebensbereich abgehängt, so die Ministerin. Klar ist aber auch, dass zu einer guten Erreichbarkeit von Ärztinnen und Ärzten nicht nur die reine Fahrzeit mit dem PKW gehört, sondern natürlich auch weitere Faktoren wie ÖPNV, Öffnungszeiten und Termin-Vergaben. 
Karawanskij: „Gemeinsam statt allein! Wir arbeiten für eine verlässliche Gesundheitsversorgung in ganz Brandenburg“
(MASGF, Presseinformation vom 24.06.2019)
Brandenburg hat sich in der zu Ende gehenden Legislaturperiode entschieden, die Strategie der sektorenübergreifenden Kooperation und Weiterentwicklung der Standorte zu ambulant – stationären Gesundheitszentren zu verfolgen. Dabei geht es um die enge Kooperation zwischen Schwerpunkt- und Grundversorgungskrankenhäusern, dabei insbesondere die Weiterentwicklung der Grundversorger im ländlichen Raum. Es geht um die Länderübergreifende Kooperation zur „Sicherung einer schnellen wohnortnahen Erstdiagnose und anschließend Unterbringung in der bestmöglichen Versorgung“, die Verstärkung der sektorübergreifenden Zusammenarbeit (ambulant-stationär, Pflege, häusliche Unterstützung, Sicherstellung der Finanzierung der sektorübergreifenden Versorgungsformen, die Nutzung neuer Techniken und technischer Methoden wie Telemedizin und Nutzung der Chancen der Digitalisierung und die Verbesserung der Mitsprachemöglichkeiten der Länder bei der ambulanten Bedarfsplanung. Ziel ist es, die verschiedenen Säulen der Gesundheitspolitik künftig noch besser zu vernetzen und gemeinsam mit allen Akteuren und Institutionen tragfähige und nachhaltige Lösungen zu entwickeln. Für den Aufbau von ambulant-stationären Zentren hat sich Brandenburg intensiv und erfolgreich für die Teilnahme an den beiden wesentlichen Bundesprogrammen eingesetzt: Den Krankenhausstrukturfonds und den Innovationsfonds. Der Strukturfonds wird durch das Land kofinanziert. Die Gelder sind im Doppelhaushalt 2019/2020 eingestellt. Bis 2022 stehen seitens des Landes 60 Millionen Kofinanzierungsmittel allein für den Krankenhausstrukturfonds zur Verfügung. Des Weiteren tritt auf Landesebene ab 1. Juli 2019 das sogenannte Landärzteprogramm in Kraft. Medizinstudenten erhalten umfassende finanzielle Anreize, wenn sie sich dazu verpflichten, ihren späteren Beruf als Arzt oder Ärztin mindestens fünf Jahre „auf dem Land“ auszuüben. 
Barrierefreie Bahnhöfe: Brandenburg startet Bundesratsinitiative zur Anpassung von Bahnsteighöhen 
(MASGF, Pressemitteilung vom 25.06.2019)
Barrierefreiheit im Schienenpersonennahverkehr ist ein wichtiges Ziel des Brandenburger Landesnahverkehrsplans. Um dieses Ziel zu erreichen, müssen Bahnsteige und die Schienenfahrzeuge aufeinander abgestimmt sein. Angesichts des erreichten Ausbaustandes der Bahnsteige und der langjährig festgelegten Fahrzeugeinsatzkonzepte der Länder müssen Bahnsteighöhen von 55 und 76 Zentimeter gleichberechtigt in entsprechend abgestimmten Netzen zulässig sein. Dafür will sich Brandenburg mit einer Initiative im Bundesrat einsetzen. Die Verkehrsministerkonferenz hatte im April 2019 beschlossen, den Gesetzentwurf durch Brandenburg als dem Vorsitzland des Arbeitskreises Bahnpolitik in den Bundesrat einzubringen. Ziel der Bundesratsinitiative ist, die Anforderungen an die Barrierefreiheit in das „Allgemeine Eisenbahngesetz“ aufzunehmen. Bei Neubauten oder umfassenden Umbauten von Bahnsteigen sollen deshalb die Höhen von 55 cm und 76 cm gleichgestellt werden. Im Herbst wird der Bundesrat über die Initiative abstimmen. Die vom Bund festgelegte einheitliche Bahnsteighöhe von 76 cm ist in der Lebenswirklichkeit nicht vernünftig umsetzbar, so Verkehrsministerin Schneider. Auch in den kommenden Jahren brauchen wir für die Bewältigung der Pendlerverkehre die leistungsfähigen Doppelstockzüge. Diese sind rein technisch bei einer Einstiegshöhe von 55 cm barrierefrei. Auch ist es nicht sinnvoll, auf einer Bahnstrecke mit überwiegend 55 cm hohen Bahnsteigen plötzlich die letzten beiden Bahnsteige auf 76 cm auszubauen. Wir brauchen deshalb eine gesetzliche Regelung, die auch Bahnsteige mit einer Höhe von 55 cm zulässt. 
Gesundheitsministerin Karawanskij startet Selbsthilfe-Kampagne „KreisMeister selbstgemacht“
(MASGF, Presseinformation vom 21.06.2019)

Gesundheitsministerin Susanna Karawanskij und Angelika Koal, Koordinatorin der Regionalen Kontakt- und Informationsstelle für Selbsthilfe in Cottbus, starteten die landesweite Kampagne am 21.06.2019 in Cottbus. Mit der neuen Kampagne will die Landesarbeitsgemeinschaft der Selbsthilfekontaktstellen (LAGS Brandenburg e.V.) erreichen, dass Selbsthilfe in der Öffentlichkeit positiver wahrgenommen wird. Im Stuhlkreis sitzen und über Probleme reden – das ist eine verbreitete Vorstellung von Selbsthilfe-Gruppen. Dieses Bild entspricht nicht der Realität der vielfältigen Angebote der mehr als 1.000 Selbsthilfegruppen im gesamten Land Brandenburg. Ministerin Karawanskij dankt allen, die sich in der Selbsthilfe engagieren und wünscht sich, dass die Kampagne vielen Menschen Mut macht, die Angebote der Selbsthilfe zu nutzen. Erreichbar ist die Kampagne unter www.kreismeister-selbstgemacht.de.
Stipendium in Brandenburg soll gegen Ärztemangel helfen
(MASGF, Presseinformation vom 11.07.2019)
Studierende der Fachrichtung Humanmedizin, die in Deutschland immatrikuliert sind und sich für einen späteren Einsatz in ländlichen Regionen Brandenburgs entscheiden, können sich ab sofort um ein vom Gesundheitsministerium gefördertes Stipendium bewerben. Das Stipendium soll monatlich 1.000 Euro betragen und kann bei der Kassenärztliche Vereinigung beantragt werden. Dafür verpflichten sich die jungen Ärzte, für mindestens fünf Jahre in ländlichen Regionen Brandenburgs zu arbeiten. Wenn die Medizinstudierenden bereits ein Stipendium durch eine Kommune oder einen Krankenhausträger erhalten, können sie sich um ein monatliches Co-Stipendium von bis zu 500 Euro bewerben. Außerdem können mit dem Programm bis zu 5.700 Euro der Kosten für die Anstellung einer Ärztin/eines Arztes in Weiterbildung für die Regelweiterbildungszeit von 60 Monaten übernommen werden. Das Stipendiumprogramm soll Anreiz geben, um Mediziner für die ländliche Region zu gewinnen. Das Programm wurde von der Landesregierung initiiert und wird aus Landesmitteln finanziert. Dafür sind im Haushalt für 2019 Mittel in Höhe von 2,4 Mio. Euro und für 2020 3,3 Mio. Euro festgelegt. Für 2021 wird mit 4,3 Mio. Euro und für 2022 mit weiteren 5,3 Mio. Euro gerechnet. 
Erster autonom fahrender Kleinbus im Land Brandenburg
(Ministerium für Infrastruktur und Landesplanung, Pressemitteilung vom 11.07.2019)
Am 11.07.2019 ist in Wusterhausen der erste autonom fahrende Kleinbus im Land Brandenburg zu einer Testfahrt gestartet. Damit soll die Mobilität in den ländlichen Räumen verbessert werden. Die Geschwindigkeit des Kleinbusses soll im Laufe des Probebetriebs nach und nach erhöht werden. Zunächst sind max. 15 Km/h zugelassen, später soll das Fahrzeug bis zu 25 Km/h schnell unterwegs sein. Der Bus wird zu Beginn der Testphase 7 bzw. 12 Haltestellen anfahren. Begleitet wird der Probebetrieb von speziell geschulten Busfahrern, die das System zum autonomen Fahren überwachen. Geplant ist, den Bus im Rahme eines Pilotprojekts bis Juni 2020 fahren zu lassen. Koordiniert wird das Vorhaben von der Technischen Universität Berlin. Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur unterstützt die Testphase mit knapp 1,6 Mio. Euro. Ob und wie die Bürger die neue Mobilitätsoption nutzen und welche Bedenken oder Vorschläge noch existieren, will eine mehrstufige Befragung durch die Technische Universität Dresden herausfinden. 
Nach der Hälfte seiner ersten Fahrt war dann aber erst mal Schluss. Der selbstfahrende Bus ist in einen Unfall verwickelt worden. Der Kleinbus und ein Auto gerieten seitlich aneinander. Der Autofahrer hat offenbar die Breite des Busses unterschätzt und zu spät reagiert. Der Kleinbus hielt sofort an, Menschen wurden nicht verletzt. 

Menschen mit schwerer Behinderung bekommen eigene Zahnarzt-Ambulanz 
(BAG-SELBSTHILFE, E-Mail vom 04.07.2019)
Mitarbeiter der Zahnklinik der Universität Witten/Herdecke behandeln in einer neuen inklusiven Ambulanz 130 Menschen mit Behinderung aus zwei Spezialpflege-Einrichtungen der Evangelischen Stiftung Volmarstein. Diese Ambulanz bietet den Bewohnern deutlich mehr Versorgungsqualität. Für die zahnärztliche Untersuchung und Behandlung wurde eine mobile Behandlungseinheit angeschafft. Damit können die meisten zahnärztlichen Probleme der Bewohner so gelöst werden, als wenn die Behandlung in der Universitäts-Zahnklinik in Witten stattfinden würde. Lediglich Behandlungen in Vollnarkose sind derzeit noch nicht vor Ort möglich. Für die Menschen, die in beiden Volmarsteiner Einrichtungen leben, bedeutet dies eine große Erleichterung. Sie mussten bisher bei Zahn-Problemen stets mit Begleitung in die Zahnklinik nach Witten gefahren werden. Solch ein Termin dauert drei bis vier Stunden und war für die Patienten enorm strapaziös. Vor Ort werden in Volmarstein die Termine nun wesentlich kürzer. Und weil sie in gewohnter Umgebung stattfinden, sind sie für die Patienten auch wesentlich entspannter. Die Einrichtung der Ambulanz ist ein wichtiger Schritt auf dem Weg, eine möglichst optimale und effiziente zahnmedizinische Versorgung von Menschen mit Behinderung sicherzustellen. 
SGB IX und II: Anpassung von Berufsausbildungsbeihilfe und Ausbildungsgeld 
(BAG-SELBSTHILFE, E-Mail vom 19.06.2019)
Der Bundestag hat am 6. Juni 2019 das Gesetz zur Anpassung der Berufsausbildungsbeihilfe und des Ausbildungsgeldes beschlossen. Mit dem Beschluss wird die Berufsausbildungsbeihilfe für Auszubildende sowie das Ausbildungsgeld für junge Menschen mit Behinderung zum 1. August 2019 angehoben. Die Steigerungen werden i.d.R. von der Bundesagentur für Arbeit übernommen. Mit Steigerung des Ausbildungsgeldes ist auch eine Erhöhung des Grundbetrags des Arbeitsentgelts in Werkstätten für Menschen mit Behinderungen (WfbM) verbunden. Die Anpassung soll in mehreren Stufen umgesetzt werden: 
· ab dem 01.08.2019 beträgt der Grundbetrag mindestens 80 Euro monatlich, 

· ab dem 01.01.2020 beträgt der Grundbetrag mindestens 89 Euro monatlich, 

· ab dem 01.01.2021 beträgt der Grundbetrag mindestens 99 Euro monatlich, 

· ab dem 01.01.2022 bis zum 31.12.2022 beträgt der Grundbetrag mindestens 109 Euro monatlich, 

Mit dem Beschluss im Bundestag wurde auch ein Entschließungsantrag der Regierungsfraktionen angenommen, in dem die Bundesregierung aufgefordert wird, innerhalb von vier Jahren unter Beteiligung der Werkstatträte, der Bundesarbeitsgemeinschaft WfbM, der Wissenschaft und weiterer maßgeblicher Akteure zu prüfen, wie ein transparentes, nachhaltiges und zukunftsfähiges Entgeltsystem entwickelt werden kann. 
Berufliche Teilhabe von Menschen mit Autismus
(BAG-SELBSTHILFE, E-Mail vom 17.07.2019)
In den letzten Jahren hat die Anzahl der Autismus-Diagnosen beständig zugenommen. Das Krankheitsbild steht verstärkt im Fokus der Medien. Doch trotz des öffentlichen Interesses am Thema Autismus herrschen unklare Vorstellungen darüber, wie individuell und unterschiedlich Potenziale und Eigenheiten von Menschen aus dem Autismus-Spektrum ausgeprägt sind. Wie können Menschen mit Autismus am Berufsleben teilhaben und ihre spezifischen Stärken am Arbeitsplatz einbringen? Antworten auf diese Frage gibt es in der neuesten REHADAT-Wissensreihe „Klare Sprache statt Klischees“. Die Broschüre beschreibt betriebliche Gestaltungsmöglichkeiten, um Arbeitsbedingungen an die Bedürfnisse von Beschäftigten mit Autismus anzupassen z.B. durch Aufklärungsmaßnahmen innerhalb der Belegschaft, Schaffung eines reizarmen Arbeitsumfeldes, Strukturierung von Arbeitsaufgaben, sowie durch personelle Unterstützung. Interessierte erhalten grundlegende Informationen über Rechte und Pflichten des Arbeitgebers, die möglichen Auswirkungen von Autismus auf Wahrnehmung, Arbeitsweise, Kommunikations- und Sozialverhalten, zum Grad der Behinderung, zumArbeitsschutz, Fahrerlaubnis und vieles mehr. 
Rekordbeitrag für die Selbsthilfe in Brandenburg 
(Verband der Ersatzkassen Juni 2019)
Um durch gegenseitige Hilfe die Folgen chronischer Erkrankungen zu meistern, schließen sich Betroffene und ihre Angehörigen in der Selbsthilfe zusammen. Die Krankenkassen und Krankenkassenverbände in Brandenburg fördern dieses Engagement in diesem Jahr mit über 1 Mio. Euro. Die Ersatzkassen tragen über die Hälfte des Fördervolumens. 367.000 Euro gehen an die Selbsthilfekontaktstellen. Sie unterstützen die Selbsthilfegruppen, sind Ansprechpartner für alle an der Selbsthilfe Interessierten, vermitteln Betroffene und bieten Schulungen an. Rund 286.000 Euro der Fördersumme kommen direkt den Betroffenen, also den Selbsthilfegruppen, zugute. Weitere 367.000 Euro stellen die Krankenkassen für die vielfältigen Aufgaben der Selbsthilfeorganisationen zur Verfügung. Die Selbsthilfeorganisationen beraten und vernetzen die Selbsthilfegruppen. Sie organisieren Schulungen, Seminare, Konferenzen und Tagungen für ihre Mitglieder. Sie erstellen Informationsmaterialien und nehmen als Interessenvertreter der Selbsthilfe zu wichtigen gesundheits- und sozialpolitischen Themen Stellung. Die Förderbeträge konnten in den vergangenen Jahren regelmäßig gesteigert werden. Diese wichtige Arbeit von Betroffenen und ihren Angehörigen erfährt dadurch erneut notwendige Anerkennung. Längst ist diese besondere Form des Engagements für die gesetzlichen Krankenkassen in Brandenburg ein unentbehrlicher Teil der Gesundheitsversorgung. 
Drei Gesetze: Masern, Apotheken, MDK

(aerzteblatt.de vom 17.07.2019)
Das Bundeskabinett hat am 17.07.2019 drei Pakete aus Gesetzen und Verordnungen beschlossen, die noch im Bundestag und zum Teil vom Bundesrat beraten und verabschiedet werden müssen:

Masernschutzgesetz
Vor der Aufnahme in Kindertagesstätten, Schulen oder anderen Gemeinschaftseinrichtungen müssen alle Kinder nachweisen, dass sie beide von der Ständigen Impfkommission empfohlenen Impfungen gegen Masern erhalten haben. Ebenso müssen Personen, die in diesen sowie in medizinischen Einrichtungen arbeiten wollen, den Nachweis erbringen. Auch in Asylbewerber- und Flüchtlingsunterkünften müssen sowohl Bewohner als auch dort Tätige die Impfungen nachweisen. Personen mit medizinischen Kontraindikationen und Personen, die vor 1970 geboren sind, sind von der Impfpflicht ausgenommen. Das gilt auch für Personen, die die Krankheit bereits nachgewiesenermaßen durchlitten haben. Eltern, die ihre in Gemeinschaftseinrichtungen betreuten Kinder nicht impfen lassen, müssen mit Bußgeldern in Höhe von bis zu 2.500 Euro rechnen. Gleiches gilt für nicht geimpftes Personal. Das Gesetz soll am 1. März 2020 in Kraft treten. 
Apothekengesetz
Für gesetzlich Versicherte gilt künftig der gleiche Preis für verschreibungspflichtige Arzneimittel, unabhängig davon, ob diese in der Vor-Ort-Apotheke oder über eine EU-Versandapotheke bezogen wurden. Ärzte können z.B. schwer chronisch kranken Patienten, die immer die gleiche Medikation benötigen, ein speziell gekennzeichnetes Rezept ausstellen. Auf diesem Rezept können Apotheker dann bis zu drei weitere Male das Arzneimittel abgeben. Das soll Versicherte und Arztpraxen entlasten. Damit sich noch mehr Menschen gegen Grippe impfen lassen, bekommen Apotheker die Möglichkeit, im Rahmen von regionalen Modellvorhaben Erwachsen gegen Grippe zu impfen. Sie werden vorher dafür von Ärzten geschult. Außerdem werden zwei Verordnungen überarbeitet. So wird u.a. der Botendienst der Vor-Ort-Apotheke gestärkt. Er soll grundsätzlich auf Kundenwunsch zulässig sein. In der Arzneimittelpreisverordnung werden der Festzuschlag für Notdienste und der Betrag, den die Apotheken für die Abgabe von Betäubungsmitteln erhalten, erhöht. Das Gesetz und die Verordnungen sollen Anfang 2020 in Kraft treten. 
MDK-Reformgesetz/Krankenhausabrechnungsprüfung
Die Medizinischen Dienste der Krankenversicherung (MDK) stellen künftig keine Arbeitsgemeinschaften der Krankenkassen mehr dar, sondern werden als eigenständige Körperschaft des öffentlichen Rechts einheitlich unter der Bezeichnung „Medizinischer Dienst“ (MD) geführt. Die Besetzung der Verwaltungsräte der MD wird neu geregelt, Künftig werden auch Vertreter der Patientinnen und Patienten, der Pflegebedürftigen und der Verbraucher sowie der Ärzteschaft und der Pflegeberufe im Verwaltungsrat vertreten sein. Die Abrechnungsqualität eines Krankenhauses soll künftig den Umfang der zulässigen Prüfungen durch die Krankenkasse bestimmen. Dazu wird 2020 eine maximale Prüfquote je Krankenhaus bestimmt, die den Umfang der Prüfungen begrenzt. Der Katalog für sognannte „ambulante Operationen und stationsersetzende Eingriffe“ wird erweitert. Dadurch können die ambulanten Behandlungsmöglichkeiten in den Krankenhäusern künftig konsequenter genutzt und dem heute noch häufigsten Prüfanlass entgegengewirkt werden. Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) soll künftig seine öffentlichen Sitzungen live im Internet übertragen sowie in einer Mediathek für einen späteren Abruf zur Verfügung stellen. Damit soll die Transparenz seiner 
Endscheidungen weiter verbessert werden. Das Gesetz soll am 1. Januar 2020 in Kraft treten. [image: image15.png]< PATIENTEN
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Landesarbeitsgemeinschaft


Selbsthilfe von Menschen mit


Behinderung und chronischer


Erkrankung und ihren Angehörigen


Brandenburg e.V.


Handelsstraße 11


16303 Schwedt/Oder


Telefon: 03332 521751





LAG-SH





Aus der Arbeit der LAG-SH und ihrer Mitgliedsverbände 








Jahrestreffen der Patientenvertreter*innen in Brandenburg





Freitag, den 23.08.2019





10:00 Uhr – 15:00 Uhr 





MASGF


Henning-von-Tresckow-Straße 2-13, 14467 Potsdam 





An der ehrenamtlichen Arbeit der Patientenvertretung in Gremien der medizinischen Bedarfsplanung Interessierte sind herzlich willkommen. 





„Augenbegehung“


begehbares Auge vom Center für Regnerative Therapies an der TU Dresden





„Schmink-Workshop“


Eine blinde Besucherin des Festivals übt das Auftragen von Lipppenstift.





Landespolitik





Informationen der BAG SELBSTHILFE





Tipps & Informationen 
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